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Verband der Elektrizitätswerke 
Osterreichs 

An das 
Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales 

Stnbenring 1 
1010 Wien 
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Wien 4, Brahmsplatz 3 

Postansch rift: 
A-1041 Wien, Postfach 123 
DVR 0422100 

Telefax: 
(0222) 505 1218 

Telefon: 
(0222) 505 17 27 Serie 

Durchwahl: 13 

. Zl.56.717/3-1/1992 4.8.1992 A - Dr.pt/Di Dr. Peter 29. SepteJber 1992 

. Betrifft:Bundes&esetz, mit dem arbeitsvertra&srecbtlicbe ßestjmmun&en an das EG-Recht 
, an&epaßt werden (Arbeitsyertra&srechts-Anpassunp&esetz - AVRAG) wd mit dem 
: 1

1

, das ArbeitsverfassUß&s&esetz, das An"stellten&esetz, das Gutsan&estellten&esetz, das 
Haus&ebilfen- und Hansan&estellten&csetz und das Mutterscbut:z&esetz 1979 &eändert 

I ~den 

Zum obigen Gesetzesentwurf erlauben wir uns Stellung zu nehmen wie folgt: 

Zu§2AbS,l: 

Nach dieser Bestimmung soll dem Arbeitnehmer bereits bei Abschluß des Arbeitsvertrages 

eine schriftliche Aufzeichnung über die wesentlichen Rechte und Pflichten aus dem Arbeits­

vertrag ausgehändigt werden. 

Dieser Zeitpunkt ist verfrüht, da der Arbeitnehmer zwischen dem Abschluß des Vertrages 

und tatsächlichem Dienstbeginn zurücktreten kann. Frühester Termin für die Aushändigung 

des Arbeitsvertrages sollte daher der Dienstantritt sein. 

Da auch gemäß Art.3 der dieser Gesetzesinitiative zugrundeliegenden EG-Richtlinie vom 

14. Oktober 1991 über die Pflicht des Arbeitgebers zur Unterrichtung des Arbeitnehmers 

über die für seinen Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhältnis geltenden Bedingungen 

(91/533/EWG) die Aushändigung des Arbeitsvertrages an den Arbeitnehmer erst spätestens 
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zwei Monate nach Aufnahme der Arbeit erforderlich ist, sollte diese Bestimmung ent­

sprechend überarbeitet werden. 

Zu § 5: 

In dieser Bestimmung werden die Rechte der Sicherheitsvertrauenspersonen und Sicherbeits­

fachkräfte, wie nach dem erst zu beschließenden Arbeitsschutzgesetz vorgesehen, geregelt. 

Vorweg sprechen wir uns bereits anläßlich des vorliegenden Gesetzesentwurfes mit Nach­

druck gegen die im Diskussionsentwurf des Arbeitsschutzgesetzes vorgesehene Regelung 

(§ 1/13, Abs.l) aus, daß bereits bei mehr als fünf Arbeitnehmern Sicherheitsvertrauens­

personen zu bestellen sind. Nach geltender Rechtslage (§ 20 ASchG) sind erst bei mehr als 

50 bzw. in Betrieben mit geringer Gefährdung bei mehr als 100 Arbeitnehmern Sicherbeits­

vertrauenspersonen zu bestellen. Diese Rechtslage sollte beibehalten werden. 

Zu § 92a Abs.3: 

Nach derzeitiger Gesetzeslage (§ 20 Abs.2 ASchG) sind die Sicherheitsvertrauenspersonen 

vom Arbeit~ber mit Zustimnmn~ des Betriebsrates zu bestellen. 

Nach dem Entwurf des neuen Arbeitnehmerschutzgesetzes (§ 1/13 Abs.2) hat die Bestellung 

vom Arbeit.&eber auf yorschla& der zuständigen Belegschaftsorgane zu erfolgen. 

Nach dem neuen § 92a Abs.3 ArbVG hat der Betriebsrat geeignete Personen vorzuschlagen. 

Der Betriebsinhaber ist bei der Bestellung an diesen Vorschlag =bunden. Diese Bestimmung 

ist durch die Richtlinie vom 12. Juni 1989 über die Durchführung von Maßnahmen zur Ver­

besserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer bei der Arbeit 

(89/3911EWG) in keiner Weise gedeckt. Gemäß Art.ll der zitienen Richtlinie wird den 

Arbeitnehmern bzw. deren Vertretern ein Anhörungsrecht und Vorschlagsrecht eingeräumt, 

doch ist die Bindung des Arbeitgebers an die Vorschläge der Arbeitnehmervertreter 

nirgendwo vorgesehen. Daher sollten in § 92a Abs.3 der 2., 3., und 4. Satz entfallen. 
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Blatt 3 

Wir ersuchen um Berücksichtigung unserer Vorschläge. 

Wunschgemäß übersenden wir 25 Ausfertigungen unserer Stellungnahme dem Präsidium des 

Nationalrats. 

Mit freundlichen Grüßen 

VERBAND DER ELEKTRIZITÄTSWERKE ÖSTERREICHS 

i Der ~ Die Gescbäftsfiibre: 

'cmoProfoGenoDiroKR 
Mag.Dr. Walter FREMUTH) 

~o 
(Dr. Ulrike BAUMGARTNER-GABITZER) 
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